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1 9 4 . Verordnung der Bundesregierung vom
6. Juni 1972 über die Änderung der Sprengel
der Bezirksgerichte Hopfgarten, Innsbruck,

Schwaz und Telfs

Auf Grund des § 8 Abs. 5 lit. d des Über-
gangsgesetzes vom 1. Oktober 1920 in der Fas-
sung des BGBl. Nr. 368 vom Jahre 1925 wird
mit Zustimmung der Tiroler Landesregierung
verordnet:

Artikel I

Die Verordnung der Bundesregierung vom
23. Feber 1971, BGBl. Nr. 77, über die Sprengel
der in Tirol gelegenen Bezirksgerichte in der
Fassung der Kundmachung BGBl. Nr. 137/1971
wird wie folgt geändert:

1. Der § 2 hat zu lauten:

„§ 2. Der Sprengel des Bezirksgerichtes Hopf-
garten umfaßt folgende Gemeinden:

Brixen im Thale, Hopfgarten im Brixental,
Itter, Kirchberg in Tirol, Westendorf."

2. Der § 4 hat zu lauten:

„§ 4. Der Sprengel des Bezirksgerichtes Inns-
bruck umfaßt die Stadt mit eigenem Statut Inns-
bruck und folgende Gemeinden:

Aldrans, Axams, Birgitz, Ellbögen, Fulpmes,
Götzens, Gries im Sellrain, Grinzens, Kematen
in Tirol, Kreith, Lans, Leutasch, Mieders,
Mutters, Natters, Neustift im Stubaital, Patsch,
Reith bei Seefeld, Sankt Sigmund im Sellrain,
Scharnitz, Schönberg im Stubaital, Seefeld in
Tirol, Sellrain, Sistrans, Telfes im Stubai,
Völs."

3. Der § 13 hat zu lauten:
„§ 13. Der Sprengel des Bezirksgerichtes

Schwaz umfaßt folgende Gemeinden:
Achenkirch, Bruck am Ziller, Buch bei Jen-
bach, Eben am Achensee, Gallzein, Jenbach,
Pill, Schwaz, Stans, Steinberg am Rofan, Strass
im Zillertal, Terfens, Vomp, Weer, Weerberg,
Wiesing."

4. Der § 16 hat zu lauten:
„§ 16. Der Sprengel des Bezirksgerichtes Telfs

umfaßt folgende Gemeinden:
Flaurling, Hatting, Inzing, Oberhofen im Inn-
tal, Oberperfuß, Pettnau, Pfaffenhofen, Pol-
ling in Tirol, Ranggen, Telfs, Unterperfuß,
Wildermieming, Zirl."

Artikel II

Der Artikel I Z. 1, 2 und 4 dieser Verordnung
tritt mit 30. Dezember 1971 in Kraft. Der
Artikel I Z. 3 tritt mit 30. November 1971,
hinsichtlich der Gemeindebezeichnung „Strass
im Zillertal" aber mit 30. Dezember 1971 in
Kraft.
Kreisky Häuser Rösch Broda
Sinowatz Androsch Weihs Staribacher
Frühbauer Lütgendorf Kirchschläger Moser

Firnberg

1 9 5 . Verordnung der Bundesregierung vom
6. Juni 1972 über die Änderung des Spren-

geis des Bezirksgerichts Bad Aussee

Auf Grund des § 8 Abs. 5 lit. d des Über-
gangsgesetzes vom 1. Oktober 1920 in der
Fassung des BGBl. Nr. 368 vom Jahre 1925 wird
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mit Zustimmung der Steiermärkischen Landes-
regierung verordnet:

Artikel I

Die Verordnung der Bundesregierung vom
12. Jänner 1971, BGBl. Nr. 32, über die Sprengel
der in Steiermark gelegenen Bezirksgerichte in
der Fassung der Verordnungen BGBl. Nr. 447/
1971 und BGBl. Nr. 23/1972 sowie der Kund-
machung BGBl. Nr. 137/1971 wird wie folgt
geändert:

Der § 2 hat zu lauten:

„§ 2. Der Sprengel des Bezirksgerichtes Bad
Aussee umfaßt folgende Gemeinden:

Altaussee, Bad Aussee, Grundlsee, Bad Mittern-
dorf, Pichl bei Aussee."

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Juli 1972 in
Kraft.
Kreisky Häuser Rösch Broda
Sinowatz Androsch Weihs Staribacher
Frühbauer Lütgendorf Kirchschläger Moser

Firnberg

196. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 9. Juni 1972 über die Er-
mäßigung von festen Teilbeträgen für be-
stimmte Waren der Zolltarifnummern 18.06,
19.08 und 20.05 nach dem Ausgleichsabgabe-

gesetz

Auf Grund des § 5 Abs. 2 des Ausgleichs-
abgabegesetzes, BGBl. Nr. 219/1967, wird in Ver-
bindung mit § 6 des Zolltarifgesetzes 1958,
BGBl. Nr. 74, verordnet:

Artikel I

Der feste Teilbetrag der Ausgleichsabgabe wird
für die nachstehend angeführten Waren wie folgt
ermäßigt:

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Juli 1972 in
Kraft und verliert ihre Wirksamkeit mit Ab-
lauf des 31. Dezember 1972.

Androsch

197. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 12. Juni 1972 über Sammel-
wertberichtigungen bei Kreditunternehmun-
gen (Sammelwertberichtigungsverordnung

1972)

Auf Grund des § 10 Abs. 2 des Rekonstruk-
tionsgesetzes, BGBl. Nr. 183/1955, wird verord-
net:

§ 1. Die Kreditunternehmungen haben in den
Bilanzen auf die nicht einzeln wertberichtigten
Forderungen — ausgenommen Forderungen ge-
gen den Bund, gegen Länder oder gegen Ge-
meinden und von diesen verbürgte oder ge-
währleistete Forderungen sowie Forderungen
gegen Kreditunternehmungen — Sammelwert-
berichtigungen in folgender Höhe vorzuneh-
men:

1. Die Kreditunternehmungen mit der Rechts-
form einer Einzelfirma, einer offenen Handels-
gesellschaft oder einer Kommanditgesellschaft, die
Teilzahlungskreditunternehmungen, die Geld-
ausgleichsstellen der Kreditgenossenschaften, die
Girozentrale und Bank der österreichischen Spar-
kassen Aktiengesellschaft als zentrale Geldaus-
gleichsstelle der Sparkassen, die Kreditgenossen-
schaften nach dem System Schulze-Delitzsch, die
Bürgschaftsgenossenschaften oder sonstige Kredit-
unternehmungen, deren Geschäftsgegenstand aus-
schließlich die Übernahme von Bürgschaften (mit
oder ohne Gewährung von nicht rückzahlbaren
Zinsenzuschüssen) und die Durchführung von
Zuschußaktionen des Bundes umfaßt:
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§ 2. Die Sparkassen, die Girozentrale und Bank
der österreichischen Sparkassen Aktiengesell-
schaft, die Steiermärkische Bank Gesellschaft mit
beschränkter Haftung, die Österreichische Kom-
munalkredit-Aktiengesellschaft zur Aufschließung
von Industriegelände und die Hypothekenanstal-
ten halben in den Bilanzen auf die nicht einzeln
wertberichtigten Forderungen gegen Gemeinden
oder auf die von diesen verbürgten öder ge-
währleisteten Forderungen Sammelwertberich-
tigungen in Höhe von 0•5% vorzunehmen.

§ 3. Die Geldausgleichsstellen der Kredit-
genossenschaften haben in den Bilanzen auf die
nicht einzeln wertberichtigten Forderungen ge-
gen die ihnen angeschlossenen Kreditunterneh-
mungen Sammelwertberichtigungen in Höhe von
0•5°/o vorzunehmen.

§ 4. Soweit die Kreditunternehmungen einem
Kreditnehmer gegenüber nach den allgemeinen
Geschäftsbedingungen aus kreditorischen Konten
zur Aufrechnung berechtigt sind oder ein Zu-
rückbehaltungsrecht an diesen Konten geltend
machen können, sind die entsprechenden Beträge
für die Berechnung der Sammelwertberichtigun-
gen von den Bilanzpositionen abzusetzen.

§ 5. Die Sammelwertberichtigungen sind zu
Ende eines jeden Geschäftsjahres an den Stand
der Forderungen anzupassen. Die sich hiebei
ergebenden Erhöhungen oder Verminderungen
sind über die Gewinn- und Verlustrechnung zu
führen.

§ 6. Zuweisungen an Sammelwertberichtigun-
gen stellen steuerlich Betriebsausgaben dar.

§ 7. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. Juli 1972
in Kraft.

(2) Die Sammelwertberichtigungsverordnung
vom 28. November 1955, BGBl. Nr. 240, in
der Fassung der Verordnungen BGBl. Nr. 49/
1960 und 118/1969 tritt mit Ablauf des 30. Juni
1972 außer Kraft.

Androsch

1 9 8 . Verordnung des Bundesministers für
Justiz vom 14. Juni 1972 über die Festset-
zung eines Zuschlags zu den im Rechtsan-
waltstarifgesetz angeführten festen Beträgen

Auf Grund des § 25 des Bundesgesetzes vom
22. Mai 1969, BGBl. Nr. 189, über den Rechts-
anwaltstarif wird im Einvernehmen mit dem
Hauptausschuß des Nationalrats verordnet:

§ 1. (1) Zu den im Tarif des Bundesgesetzes
über den Rechtsanwaltstarif angeführten festen
Beträgen wird ein Zuschlag von 20 v. H. fest-
gesetzt.

(2) Die sich hiernach ergebende Entlohnung
des Rechtsanwalts wird in der einen Bestandteil
dieser Verordnung bildenden Anlage festgestellt.

§ 2. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. Juli 1972
in Kraft.

(2) Sie ist auf Leistungen der Rechtsanwälte
anzuwenden, die nach dem 30. Juni 1972 bewirkt
werden; im Verhältnis zur Partei bleibt eine an-
dere Vereinbarung über die Höhe der Entloh-
nung unberührt.

Broda

Anlage
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1 9 0 . Kundmachung des Bundesministers
für Finanzen vom 14. Juni 1972 betreffend
die Großverkaufspreise für Extra-Primasprit

und den Ausfuhrpreis für Branntwein

Artikel I

Mit Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates vom 14. Juni 1972 (Gesetz vom
13. April 1920, StGBl. Nr. 180) wird mit Gül-
tigkeit ab 1. Juli 1972 der regelmäßige Verkaufs-
preis im Großverkauf für den von der Verwer-
tungsstelle des Österreichischen Branntwein-
monopols zur Herstellung von Trinkbranntwei-
nen, Essenzen, Süßweinen und für die Abgabe
zu häuslichen Zwecken abgegebenen Extra-Prima-
sprit für 100 Liter Weingeist frachtfrei Bestim-
mungsstation mit 6000 S festgesetzt.

Der regelmäßige Verkaufspreis im Großver-
kauf für Extra-Primasprit zur Herstellung von
kosmetischen Erzeugnissen und für Drogisten-
zwecke beträgt für 100 Liter Weingeist frachtfrei
Bestimmungsstation wie bisher 3600 S.

Artikel II
Der Ausfuhrpreis im Großverkauf für den

von der Verwertungsstelle des Österreichischen

Branntweinmonopols zur Herstellung von zur
Ausfuhr bestimmten Trinkbranntweinen, Essen-
zen, Süßweinen, kosmetischen Erzeugnissen und
Heilmitteln abgegebenen Branntwein wird mit
Gültigkeit ab 1. Juli 1972 für 100 Liter Wein-
geist frachtfrei Bestimmungsstation mit 400 S
festgesetzt.

Androsch

2 0 0 . Kundmachung des Bundesministers für
Finanzen vom 15. Juni 1972, mit der
die Salinenarbeiter-Lohnordnung 1968 und
die Salinenarbeiter-Pensionsordnung 1967 ab-
geändert werden (2. Salinenarbeiter-Kund-

machung 1972)

Mit der Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates vom 14. Juni 1972 (Gesetz vom
13. April 1920, StGBl. Nr. 180) wird kundge-
macht:

Artikel I
1. Die Lohntafel (Anlage zur Salinenarbeiter-

Lohnordnung 1968, BGBl. Nr. 264, in der Fas-
sung der 2. Salinenarbeiter-Kundmachung 1971,
BGBl. Nr. 451) hat zu lauten:
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2. Die in Ziffer 1 enthaltenen Lohnsätze sind
auf Dienstleistungen anzuwenden, die nach dem
30. Juni 1972 erbracht werden. Vor dem 1. Juli
1972 geleistete Dienste sind nach der Lohntafel in
der Fassung der 2. Salinenarbeiter-Kundmachung
1971, BGBl. Nr. 451, abzugelten.

Artikel II

Auf die Lohnansprüche der Salinenarbeiter für
die Zeit ab 1. Juli 1972 ist ferner § 3 der Teue-
rungszulagenverordnung 1972, BGBl. Nr. 188,
sinngemäß anzuwenden.

Artikel III

Die Salinenarbeiter-Pensionsordnung 1967,
BGBl. Nr. 5/1968, in der Fassung des Artikels IV
der 2. Salinenarbeiter-Kundmachung 1970, BGBl.
Nr. 221, und des Artikels IV der 1. Salinen-
arbeiter-Kundmachung 1971, BGBl. Nr. 222, wird
wie folgt geändert:

1. § 51 lit. b hat zu lauten:
„b) Die Ruhegenußbemessungsgrundlage der

Arbeiter, die vor dem 1. Jänner 1963 in
den Ruhestand versetzt wurden und
1. nach dem Lohnschema H/II bemessen

wurde, ist nach dem Lohnschema der
Facharbeiter (I),

2. nach dem Lohnschema H/I bemessen
wurde, ist nach dem Lohnschema der
qualifizierten Arbeiter (II),

3. nach dem Lohnschema NH/II bemes-
sen wurde, ist nach dem Löhnschema der
angelernten Arbeiter (III) und

4. nach dem Lohnschema NH/I oder nach
dem Frauenschema (F) bemessen wurde,
ist nach dem Lohnschema der Hilfs-
arbeiter und Reinigungsfrauen (IV)

zu bemessen. Das Entsprechende gilt für
Hinterbliebene nach Arbeitern, die vor dem
1. Jänner 1963 in den Ruhestand versetzt
wurden oder vor dem 1. Jänner 1963 im
Dienststand verstorben sind".

2. § 51 lit. e wird aufgehoben.

Artikel IV
Die nach § 51 lit. b der Salinenarbeiter-Pen-

sionsordnung 1967 in der Fassung des Artikels III
zu errechnenden Pensionsleistungen gebühren
ab 1. Juli 1972 im Ausmaß von 96 v. H.,
ab 1. Juli 1973 im Ausmaß von 98 v. H. und
ab 1. Juli 1974 im Ausmaß von 100 v. H.

Artikel V
Die Bestimmungen der Artikel I bis IV treten

mit 1. Juli 1972 in Kraft.

Androsch
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